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Aktenzeichen: 5 AZR 478/87
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 10. August 1988

AZR 478/87 -- 5
I. Arbeitsgericht Urteil vom 4. März

Wuppertal - 6 Ca 3739/86, 6 
3955/86, 6 Ca 3740

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 29. Mai
Düsseldorf - 2 Sa 477/87 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja
Für die Fachpresse: J a
Für das Bundesarchiv: Nein

1987 
(5) Ca 
- 3745/86 -
1987

Entscheidungsst ichwort:
Sozialplan im Konkurs

Gesetz: KO § 146, § 61 Abs. 1 Nr. 1 a; SozplKonkG §§ 1 bis
BetrVG § 112

Leitsatz:
§ 4 Satz 2 des Gesetzes über den Sozialplan im Konkurs- und 
Vergleichsverfahren vom 20. Februar 1985 - SozplKonkG - 
(BGBl I S 369), der bestimmt, daß für die Berichtigung von 
Sozialplanforderungen nicht mehr als ein Drittel der für die 
Verteilung an die konkursgläubiger zur Verfügung stehenden 
Konkursmasse verwendet werden darf, schränkt lediglich die 
Berichtigung von Sozialplanforderungen ein und hat damit nur 
Bedeutung für die Verteilung der Masse. Deshalb ist der 
Konkursverwalter' nicht berechtigt, die Sozialplanforderung 
allein deshalb zu bestreiten, weil im Prüfungstermin, noch 
nicht feststeht, wie hoch die zur Verteilung kommende Kon­
kursmasse sein wird.
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5 AZR 478/87 Vermerk:
2 Sa 477/87 Düsseldorf
Verkündet am 
10. August 1988
Clobes,
Reg.-Hauptsekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteilstenor zu II 2 durch 
Beschluß vom 12. September 1988 
berichtigt.
Kassel, den 26. September 1988 
Kühnel, Oberamtsrat

Im Namen des Volkes!
Urteil

In Sachen
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hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 10. August 1988 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und Dr. Olderog sowie 
die ehrenamtlichen Richter Prof. Dr. Krems und Schleinkofer für 
Recht erkannt:

I. Die Revisionen der Kläger zu 2) und zu 4) 
gegen das Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf vom 29. Mai 1987 - 2 Sa 477/87 - 
werden zurückgewiesen.

II.1. Auf die Revisionen der Kläger zu 1), 3) und 
5) bis 8) wird das Urteil des Landesarbeits­
gerichts Düsseldorf vom 29. Mai 1987 - 2 Sa 
477/87 - teilweise aufgehoben, soweit es die 
Ansprüche der Kläger auf Feststellung einer 
Restabfindung abgewiesen und über die Kosten 
entschieden hat.

2. Auf die Berufungen der Kläger zu 1), 3) und 
5) bis 8) werden die Urteile des Arbeitsge­
richts Wuppertal vom 4. März 1987 - 6 Ca 
3739/86 - (A ), - 6 Ca 3740/86 - (H ),
- 6 Ca 3742/86 - (M ), - 6 Ca 3743/86 -
(Sch ), - 6 Ca 3744/86 (S ) und - 6 Ca
3745/86 - (W ) teilweise abgeändert:

Es wird festgestellt, daß den Klägern 
Sozialplanforderungen in der nach­
folgend aufgeführten Höhe mit dem Rang 
des § 61 Abs. 1 Nr. 1 KO zur Konkurs­
tabelle zustehen:
A 4.310,-- DM
H 2.844,10 DM,
M 10.461,60 DM,
Sch 6.027,50 DM,

9.600,-- DM undS
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W 10.800,-- DM.
Im übrigen werden die Klagen abgewiesen.

3. Im übrigen werden die Revisionen und Berufungen 
der Kläger zu 1), 3) und 5) bis 8) zurückge­
wiesen .

III. Von den Kosten des Rechtsstreits haben zu
tragen: der Beklagte 70/150 und die Kläger:
A 5/150, E 15/150, H 3/150,
Hü 21/150, M 10/150, Sch
8/150, S 9/150 und W 9/150.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Kläger betreiben die Feststellung bestrittener Sozial­
planförderungen zur Konkurstabelle.

Die Kläger sind ehemalige Arbeitnehmer der I GmbH & Co.
KG in Remscheid. Uber deren Vermögen wurde durch Beschluß des 
Amtsgerichts Remscheid vom 14. Oktober 1981 das Konkursverfahren 
eröffnet. Der Beklagte wurde zum Konkursverwalter bestellt.

In der Zeit vom 28. Juli 1982 bis zum 5. Juli 1984 be­
willigte der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung der Ge­
meinschuldnerin eine Beihilfe nach dem Vertrag über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 15- April 
1951 (Montanunionvertrag, BGBl. 1952 II S. 447) in Höhe von 
insgesamt 750.000,—  DM, die durch das Arbeitsamt an die Berech­
tigten, unter ihnen auch die Kläger, ausgezahlt wurde (künftig 
kurz: MUV-Beihilfe).

Der Beklagte und der Betriebsrat der Gemeinschuldnerin ver-
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einbarten am 10 Juli 1986 einen Sozialplan im Umfang von 1,8

Millionen DM. In § 4 Nr. 2 dieses Sozialplans heißt es:
"Durch den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung sind 
für die Arbeitnehmer der oben genannten Firma Beihilfen im 
Sinne des Art. 56 § 2 des MUV in Höhe von 750.000,-- DM be­
willigt und durch das Arbeitsamt Solingen ausgezahlt worden.
Von dem vorerwähnten Betrag entfallen auf die an diesem Sozial­
plan beteiligten Arbeitnehmer 722.977,45 DM; in dieser Höhe 
erfolgt eine Anrechnung der Beihilfen auf die Abfindungsbeträge 
der Beihilfeempfänger."

Der Sozialplan sah für die Kläger folgende "Restabfindungen 
vor, die sich jeweils aus einer Einzelabfindung (berechnet auf-
grund einer PunktetabeIle) nach Abzug der MUV-Beih ilfe ergaben :

Abfindung: MUV-Beihilfe: Restabfindung:
1 ) A DM 7.200,- DM 2.890,-- DM 4.310, —

2) E DM 9.600,- DM 9.600,— DM 0,—

3) H DM 4.800,- DM 2.844,10 DM 1.955, 90
4) HU DM 13.200,- DM 13.200,— DM 0,— —
5) M DM 16.800,- DM 6.338,40 DM 10.461, 60
6) Sch DM 10.SOOj- DM 4.772,50 DM 6.027, 50
7) S DM IS.öOO.- DM 6.000,— DM 9.600, —

8) W DM lö.SOO,- DM 6.000,-- DM 10.800, —  —

Die Kläger meldet en die Restabfindungen am 14. Juli 1986
und die im Sozialplan abgezogen en MUV-Be ihilfen am 30. September
1986 zur Konkurstabelle an. In dem nichtöf fent liehen Prüfungs-
termin vom 22. Oktober 1986 stellte das Amtsgericht (Konkursge­
richt) fest, der Beklagte sei an der Prüfung der Forderungen, 
soweit sie die angemeldeten Sozialplanansprüche beträfen, aus 
rechtlichen Gründen gehindert. Es bestellte daher für die Prüfung 
dieser Forderungen einen Sonderkonkursverwalter. Im Prüfungster­
min wurden die Restabfindungen vom Konkursverwalter vorläufig, 
die am 30. September 1986 angemeldeten Forderungen endgültig
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bestritten. Vom Gemeinschuldner wurden beide Forderungen end­
gültig bestritten.

Die Kläger haben vorgetragen, ihnen stehe eine Abfindung in 
der vollen Höhe der im Sozialplan ausgewiesenen Beträge zu. Die 
Anrechnung der ihnen gewährten MUV-Beihilfen sei unzulässig. Die 
Kläger haben daher beantragt festzustellen,

daß ihnen Sozialplanforderungen in der nach­
folgend aufgeführten Höhe mit dem Rang des § 61 
Abs. 1 Nr. 1 KO zur Konkurstabelle zustehen:
A DM 7.200,--, E DM 9.600,--,
H DM 4.800, —  ,. HU DM 13*200,--,
M DM 16.800,--, Sch DM 10.800,--,
S DM 15.600,--, W DM 16.800,--.

Hilfsweise haben sie beantragt festzustellen, daß sie nicht 
verpflichtet sind, sich die an sie gezahlten MUV-Beihilfen auf 
eine Sozialplanforderung anzurechnen zu lassen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klagen abzuweisen. Er hat 
geltend gemacht, er sei für den Rechtsstreit nicht passivlegi­
timiert. Die Kläger müßten den Sonderkonkursverwalter in Anspruch 
nehmen. Die Forderungen der Kläger hätten im Prüfungstermin vor­
läufig bestritten werden müssen. Eine Feststellung habe zu dieser 
Zeit nicht erfolgen können, weil die zur Verteilung stehende 
Konkursmasse noch nicht ermittelt gewesen sei. Im übrigen müßten 
sich die Kläger die MUV-Beihilfen auf ihre Forderung nach dem 
Sozialplan anrechnen lassen.

Das Arbeitsgericht hat die Klagen abgewiesen. Das Landesar-
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beitsgericht hat die Berufungen der Kläger zurückgewiesen. Da­
gegen richten sich die Revisionen, mit denen die Kläger ihre 
Klageziele weiterverfolgen.

E n t s c h e i d u n g s g r U n d e  :

Die Revisionen sind in den Fällen der Kläger zu 2) und zu 4) 
unbegründet, im übrigen sind sie teilweise begründet.

I. Die Kläger haben ihre Klagen zu Recht gegen den Beklagten 
und nicht gegen den Sonderkonkursverwalter erhoben. Der Beklagte 
ist vorliegend als Konkursverwalter die richtige Partei kraft 
Amtes.

1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Beklagte sei 
für die von den Klägern begehrte Feststellung nach § 146 KO nicht 
passivlegitimiert. Das Konkursgericht habe durch Beschluß vom
22. Oktober 1986 für die Prüfung der von den Klägern angemelde­
ten Forderungen einen Sonderkonkursverwalter bestellt. Daher 
müßten die Klagen auch gegen den Sonderkonkursverwalter gerichtet 
werden. Dieser sei Bestreitender im Sinne von § 146 Abs. 1 
Satz 1 KO.

Dieser Begründung kann nicht gefolgt werden.

2. Passivlegitimiert in einem Rechtsstreit ist, wer Schuldner 
des Klageanspruchs ist (Zöller/Stephan, ZPO, 15. Aufl., vor
§ 253 Rz 25). Schuldner des Klageanspruchs ist vorliegend der 
Beklagte. Allerdings hat das Konkursgericht einen Sonderkonkurs-
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Verwalter für die angemeldeten Sozialplanforderungen bestellt. 
Diese Bestellung bezog sich jedoch nur auf den Prüfungstermin. 
Schon der Wortlaut des Beschlusses des Konkursgerichts läßt keine 
andere Auslegung zu. Darüber hinaus hat das Konkursgericht im 
Schreiben an die Kläger vom 18. März 1987 nochmals besonders 
darauf hingewiesen, daß der SonderkonkursVerwalter nur für den 
Prüfungstermin vom 22. Oktober 1986 und nur für die Sozialplan­
forderungen bestellt worden ist. Demzufolge hat das Konkursge­
richt in der Konkurstabelle unter der Nr. 8 nur den Namen des 
Konkursverwalters, nicht aber den des Sonderkonkursverwalters 
eingetragen. Dessen Amt war folglich mit dem Abschluß des 
Prüfungsverfahrens beendet. Es zeigen sich keine Anhaltspunkte 
dafür, daß der Sonderkonkursverwalter auch in einem möglichen 
gerichtlichen Verfahren nach § 146 KO in dieser Eigenschaft 
weiter tätig sein sollte. Dazu hätte es vielmehr einer erneuten 
Bestellung durch das Konkursgericht bedurft. Eine solche ist aber 
nicht, erfolgt.

II. Die Revisionen sind begründet, soweit die Feststellungs­
klagen die von den Klägern am 14. Juli 1986 angemeldeten "Rest- 
abfindungen" betreffen (2.), nicht begründet sind die Revisionen 
dagegen, soweit der Streit um die vollen Sozialplanforderungen 
- unter Einschluß der MUV-Beihilfen. - geht (1 . ) . In vollem Um­
fang unbegründet sind die Revisionen der Kläger zu 2) und. zu 4), 
weil ihnen auch keine "Restabfindungen" mehr zustehen.

1. Der Beklagte konnte mit dem Betriebsrat der I. Stahlwerke 
GmbH & Co. KG einen Sozialplan vereinbaren, der die Anrechnung
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der MUV-Beihilfen vorsah.

a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, Sinn und Zweck der 
MUV-Beihilfen sei es, die Arbeitnehmer durch Zahlung von Ent­
schädigungen in die Lage zu versetzen, eine Wiederbeschäftigung 
abzuwarten. Abfindungszahlungen aus dem Sozialplan gemäß §§ 111 
bis 112 a BetrVG in Verbindung mit § 10 KSchG hätten den gleichen 
Sinn. MUV-Beihilfen würden daher auch gewährt, um dem Arbeitgeber 
bei seinen finanziellen Verpflichtungen im Rahmen einer Be­
triebsänderung beizustehen. Im Falle eines Konkursverfahrens be­
ziehe sich dies auf die Schonung der Konkursmasse. Kämen Arbeit­
nehmer, welche die MUV-Beihilfen erhalten hätten, noch einmal in 
den Genuß von Abfindungen, bedeute dies eine Verletzung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes und widerspreche jeder Gerechtig­
keitserwägung. Demgegenüber vertritt die Revision die Auffassung, 
die Zahlungen aus dem Sozialplan hätten von ihrer rechtlichen 
Grundlage wie auch von ihrer Zielrichtung her einen ganz anderen 
Sinn als die genannten Beihilfen. Die Sozialplanabfindungen 
stammten aus Mitteln des Arbeitgebers und stellten eine Ent­
schädigung für den Verlust eines erdienten arbeitsrechtlichen 
Besitzstandes dar. Sie würden deshalb auch der Höhe nach unter 
Berücksichtigung der Dauer der Betriebszugehörigkeit des Arbeit­
nehmers ermittelt. Die MUV-Beihilfen seien dagegen eine Über­
brückungshilfe.

b) Es kann vorliegend unerörtert bleiben, ob MUV-Beihilfen und 
Sozialplanabfindungen in ihrem Rechtscharakter soviel Ähnlich­
keiten aufweisen, daß die Anrechnung der Beihilfen stets geboten
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ist. Jedenfalls muß es als zulässig anerkannt werden, 
einem Sozialplan eine Anrechnung vereinbart wird. Ein 
liehe Regelung, die dem entgegenstunde, ist nicht ers 
Aber auch, ein Ermessensfehler, der im Rahmen einer ge 
Billigkeitskontrolle (BAGE 35, -80, 91 f. = AP Nr. 11 
BetrVG 1972, zu II 2 c der Gründe; BAGE 35, 160, 166
Nr. 12 zu § 112 BetrVG 1972, zu II 1 und 2 der Gründe 
Urteil vom 14. Februar 1984 - 1 AZR 574/82 - AP Nr. 2 
BetrVG 1972, zu 2 der Gründe) zu beachten wäre, liegt

wenn 
e gese 
ichtli 
richtl 
zu § 1 
ff. =
; BAG 
1 zu § 
nicht

in 
tz- 
ch. 
ichen 
12 

AP

112 

vor.

aa) Ais Maßstab dieser Überprüfung wird die Verpflichtung der 
Betriebspartner angesehen, das Wohl des Betriebes und . seiner Ar­
beitnehmer zu berücksichtigen und innerhalb dieser Verpflichtung 
einen billigen Ausgleich zwischen den Interessen der Belegschaft 
und dem Betrieb sowie den Ausgleich zwischen den verschiedenen 
Teilen, der Belegschaft selbst zu suchen. Es kommt nach der 
Rechtsprechung darauf an, ob das Regelungsziel und die Mittel, 
mit denen es erreicht werden soll, die Grundsätze der Billigkeit 
beachten. Bei ihrer gestaltenden Regelung haben die Betriebs­
parteien . einen weiten. Ermessensspielraum (vgl. BAG AP Nr. 21 zu 
§ 112 BetrVG 1972, zu 2 der Gründe, mit weiteren Nachweisen).

bb) Rechtserhebliche Ermessensfehler sind etwa die Überschrei­
tung der Ermessensgrenze, die Nichtbeachtung des arbeitsrecht­
lichen Gleichbehandlungsgrundsatzes oder des Diskriminierungs­
verbotes. Nicht geprüft werden kann dagegen, ob der finanzielle 
Gesamtrahmen des Sozialplans angemessen oder ob die Anwendung im
Einzelfall zu einem billigen Ergebnis führt (Fitting/Auffarth/
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Kaiser/Heither, BetrVG, 15. Aufl., §§ 112, 112 a Rz 41, mit 
weiteren Nachweisen).

cc) Eine Überschreitung der Ermessensgrenze kann in der An­
rechnung der MUV-Beihilfen nicht gesehen werden. Gerade durch die 
Berücksichtigung der Beihilfen wird vielmehr eine die Arbeit­
nehmer des Betriebes gleichbehandelnde Regelung herbeigeführt.
Mit dem Landesarbeitsgericht ist daher davon auszugehen, daß die 
Anrechnung der MUV-Beihilfen rechtlich nicht zu beanstanden ist.

2. Begründet sind die Klagen insoweit, wie die Kläger jeweils 
die Feststellung ihrer "Restabfindung" begehren.

a) Der Konkursverwalter hat diese Forderungen vorläufig be­
stritten. Das vorläufige Bestreiten kommt einem endgültigen Be­
streiten gleich. Die hiermit angesprochene Frage ist allerdings 
in Rechtsprechung und Literatur umstritten. So will ein' Teil des 
Schrifttums in einem vorläufigen Bestreiten durch den Konkurs­
verwalter nur einen Vorbehalt gegen die Feststellung der ange­
meldeten Forderung des Inhalts sehen, daß er die Forderungen 
nicht endgültig geprüft, beschieden und bestritten habe. Bis zur 
endgültigen Prüfung könne daher die Forderung nicht als streitig 
geblieben im Sinne des § 146 Abs. 1 KO angesehen werden (vgl. 
Robrecht, Vorläufiges Bestreiten des Konkursverwalters im Prü­
fungstermin, KTS 1969, 67 f.; Kilger, Konkursordnung,
15. Aufl., § 146 Anm. 1, mit weiteren Nachweisen).

Diese Auffassung ist aber mit der herrschenden Meinung ab

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


zulehnen, die grundsätzlich keinen Unterschied zwischen Bestrei­
ten und vorläufigem Bestreiten machen will (vgl. OLG Hamm, Be­
schluß vom 6. Februar 1974 - 20 W 22/73 - KTS 1974, 178; OLG 
Köln, Beschluß vom 20. April 1978 - 12 W 3/78 - KTS 1979, 119; 
Kuhn/Uhlenbruck, Konkursordnung, 10. Aufl., § 144-Rz 2 g, mit 
weiteren Nachweisen).

In umfangreichen Konkursverfahren besteht die Möglichkeit, 
dem berechtigten Wunsch des Konkursverwalters nach ausreichender 
Zeit zur Forderungsprüfung Rechnung zu tragen. So können etwa die 
Fristen zwischen Eröffnung und Prüfungstermin als Höchstfristen 
ausgeschöpft werden. In der Praxis hat es sich daher auch längst 
eingebürgert, eine Vertagung des Prüfungstermins zu beantragen, 
wenn sich der Konkursverwalter außerstande sieht, eine bestimmte 
Forderung zu prüfen.

b) Der Beklagte kann das vorläufige Bestreiten im Prüfungs­
termin nicht damit rechtfertigen, die Feststellung der Forderun­
gen der Kläger zur Konkurstabelle könne erst erfolgen, wenn die 
zur Verteilung stehende Konkursmasse feststehe, da erst zu diesem 
Zeitpunkt Sicherheit darüber herrsche, welcher Forderungsbetrag 
zur Auszahlung komme. Entgegen der Auffassung des Beklagten hat 
§ 4 Satz 2 des Gesetzes Uber den Sozialplan im Konkurs- und 
Vergleichsverfahren vom 20. Februar 1985 - SozplKonkG - 
(BGBl. I, 369) nämlich nur Bedeutung für die Verteilung der 
Masse. Diese Bestimmung schränkt lediglich die Berichtigung der 
Forderungen ein. Da diese aber erst erfolgen kann, nachdem die 
Forderungen festgestellt worden sind, war der Beklagte wegen der
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eben erwähnten gesetzlichen Bestimmung jedenfalls nicht gehalten 
und auch nicht berechtigt, die Forderungen der Kläger im Prü­
fungstermin vorläufig zu bestreiten.

c) Der Rang der Restabfindungsforderungen der Kläger ergibt 
sich aus § 4 SozplKonkG. Satz 1 dieser Bestimmung weist Abfin­
dungsforderungen aus einem Sozialplan, der nach Eröffnung des 
Konkursverfahrens aufgestellt worden ist (§ 2 des Gesetzes), den 
gleichen Rang zu wie den in § 61 Abs. 1 Nr. 1 KO aufgezählten 
Forderungen. Für die Berichtigung dieser bevorrechtigten Sozial­
planforderungen darf allerdings nicht mehr als ein Drittel der 
Konkursmasse verwendet werden (■§ 4 Satz 2 SozplKonkG, vgl. dazu 
auch BR-Drucks. 411/84, S. 12).

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog
Dr. Krems Schleinkof er
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5 AZR 478/87 
2 Sa 477/87 Düsseldorf

B e s c h l u ß

In Sachen
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- 2 -

wird der Tenor des Urteils vom 10. August 1988 wegen offen­
sichtlicher Unrichtigkeit gemäß § 319 ZPO wie folgt berich­
tigt :

Die dem Kläger H zustehende Sozialplanforderung
beträgt statt 2.844,10 DM richtig 1.955,90 DM.

Kassel, den 12. September 1988

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog
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